
URTEIL VOM 28. 5. 1998 — RECHTSSACHE C-62/97 P 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Vierte Kammer) 

28. Mai 1998 * 

In der Rechtssache C-62/97 P 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Julian Currall, 
Juristischer Dienst, als Bevollmächtigten, Beistand: Rechtsanwalt Denis Waelbroeck, 
Brüssel, Zustellungsbevollmächtigter: Carlos Gómez de la Cruz, Juristischer Dienst, 
Centre Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Rechtsmittelführerin, 

betreffend ein Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz der Euro­
päischen Gemeinschaften (Zweite Kammer) vom 12. Dezember 1996 in der 
Rechtssache T-33/95 (Lozano Palacios/Kommission, Slg. Ö D 1996, II-1535) wegen 
Aufhebung dieses Urteils, 

anderer Verfahrensbeteiligter: 

Maria Lidia Lozano Palacios, Beamtin der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, wohnhaft in Brüssel, Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Jean-
Noël Louis, Brüssel, Zustellungsanschrift: Fiduciaire Myson SARL, 30, rue de 
Cessange, Luxemburg, 

erläßt 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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DER GERICHTSHOF (Vierte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten H. Ragnemalm sowie der Richter 
P. J. G. Kapteyn und K. M. Ioannou (Berichterstatter), 

Generalanwalt: G. Tesauro 
Kanzler: R. Grass 

aufgrund des Berichts des Berichterstatters, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 
27. Januar 1998, 

folgendes 

Urteil 

1 Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat mit Rechtsmittelschrift, 
die am 12. Februar 1997 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß 
Artikel 49 der EG-Satzung und den entsprechenden Vorschriften der EGKS- und 
der EAG-Satzung des Gerichtshofes ein Rechtsmittel gegen das Urteil des 
Gerichts erster Instanz vom 12. Dezember 1996 in der Rechtssache T-33/95 (Loza­
no Palacios/Kommission, Slg. Ö D 1996, II-1535; nachstehend: angefochtenes 
Urteil) eingelegt, soweit das Gericht entschieden hat, daß die Klägerin schon des­
halb, weil sie die Auslandszulage erhielt, Anspruch auf die Einrichtungsbeihilfe 
nach Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1 des Anhangs VII des Statuts der Beamten 
der Europäischen Gemeinschaften (nachstehend: Statut) hat. 

Sachverhalt und Verfahren vor dem Gericht 

2 Aus dem angefochtenen Urteil geht hervor, daß die Klägerin, eine spanische Staats­
angehörige, Beamtin im spanischen Ministerium für soziale Angelegenheiten war, 
als sie gemäß dem Beschluß PEE/894/88 der Kommission vom 26. Juli 1988 zur 
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Festlegung der Regelung für zu den Kommissionsdienststellen abgeordnete natio­
nale Sachverständige (nachstehend: ANS-Regelung) für zwei Jahre, vom 1. Mai 
1991 bis 30. April 1993, der Kommission zur Verfügung gestellt wurde. Ihre 
Abordnung wurde später bis zum 15. Februar 1994 verlängert. 

3 Während ihrer Abordnung erhielt die Klägerin ihr Gehalt weiter vom spanischen 
Ministerium für soziale Angelegenheiten und kam ihren steuerlichen Verpflichtun­
gen weiter in Spanien nach. Gemäß Artikel 7 Absatz 7 der ANS-Regelung war sie 
jedoch verpflichtet, am Or t ihrer dienstlichen Verwendung Wohnung zu nehmen. 
Sie wohnte daher in Brüssel, wo sie eine Wohnung mietete. 

4 Im Juni 1993 wurde die Klägerin nach dem Allgemeinen Auswahlverfahren 
KOM/A/757 in das Verzeichnis der geeigneten Bewerber aufgenommen. Am 
10. März 1994 wurde sie mit Wirkung vom 16. Februar 1994 bei der Kommission 
zur Beamtin auf Probe mit Dienstort Brüssel ernannt. 

5 Durch Entscheidung vom 12. April 1994 setzte die Kommission als Einberufungs­
ort und Herkunftsort der Klägerin Brüssel fest und verweigerte ihr damit die Ein­
richtungsbeihilfe nach Artikel 5 Absatz 1 des Anhangs VII des Statuts, die Erstat­
tung der Reisekosten nach Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 8 Absatz 1 
dieses Anhangs, die Erstattung der Umzugskosten nach Artikel 9 Absatz 1 und das 
Tagegeld nach Artikel 10 Absatz 1. Die Auslandszulage nach Artikel 4 Absatz 1 
des Anhangs VII wurde ihr dagegen gewährt. 

6 Die Klägerin legte gegen diese Entscheidung gemäß Artikel 90 Absatz 2 des Statuts 
Beschwerde ein. Sie beantragte, als Or t ihrer Einberufung Madrid und als Mittel­
punkt ihres Lebensinteresses im Sinne des Artikels 7 Absatz 3 des Anhangs VII 
des Statuts Albacete (Spanien) festzusetzen und ihr folgl ich die Einrichtungs­
beihilfe, das Tagegeld und die Erstattung der Umzugs- und der Reisekosten zu 
gewähren. 
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7 Mit Entscheidung vom 11. November 1994 (nachstehend: streitige Entscheidung) 
wies die Kommission diese Beschwerde ausdrücklich zurück. 

8 Mit Entscheidung vom 7. Februar 1995 änderte die Kommission rückwirkend zum 
16. Februar 1994 den Herkunftsort der Klägerin in Albacete, wo ihre Eltern woh­
nen. 

9 Durch Entscheidung der Kommission vom 8. Dezember 1994 wurde die Klägerin 
mit Wirkung zum 16. November 1994 zur Beamtin auf Lebenszeit ernannt. 

10 Am 16. Februar 1995 reichte die Klägerin beim Gericht gegen die streitige Ent­
scheidung eine Klage ein. 

Das angefochtene Urteil 

1 1 Das Gericht hat in dem angefochtenen Urteil ausgeführt, die Klägerin habe bei 
ihrer Einstellung durch die Kommission keinen anderen Wohnsitz als den in Brüs­
sel gehabt. Es hat daher die streitige Entscheidung, durch die als Ort ihrer Einbe­
rufung Brüssel festgesetzt worden war, bestätigt und die Anträge der Klägerin auf 
Zahlung von Tagegeld (Randnrn. 52 bis 55 des angefochtenen Urteils) sowie 
Erstattung der Umzugskosten (Randnr. 71 des angefochtenen Urteils) und der Rei­
sekosten (Randnr. 76 des angefochtenen Urteils) zurückgewiesen. 

12 Dagegen hat das Gericht die angefochtene Entscheidung aufgehoben, soweit mit 
ihr der Klägerin die Einrichtungsbeihilfe nach Artikel 5 Absatz 1 des Anhangs VII 
des Statuts verweigert wurde (Randnr. 66 des angefochtenen Urteils). Dieser Arti­
kel bestimmt: 

„(1) Ein Beamter auf Lebenszeit, der die Voraussetzungen für die Zahlung der 
Auslandszulage erfüllt oder nachweist, daß er in Erfüllung der Verpflichtungen 
nach Artikel 20 des Statuts seinen Wohnsitz wechseln mußte, hat Anspruch auf 
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eine Einrichtungsbeihilfe; sie beträgt bei Beamten, die Anspruch auf die Haushalts­
zulage haben, zwei Monatsgehälter und bei Beamten, die keinen Anspruch auf die 
Haushaltszulage haben, ein Monatsgehalt. 

(2) Ein Beamter, der infolge einer Verwendung an einem neuen Dienstort in Erfül­
lung der Pflichten nach Artikel 20 des Statuts seinen Wohnsitz wechseln muß, hat 
Anspruch auf eine Einrichtungsbeihilfe in gleicher Höhe. 

(3) Die Einrichtungsbeihilfe wird nach dem Personenstand und dem Grundgehalt 
des Beamten am Tage der Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit oder der ander­
weitigen dienstlichen Verwendung berechnet. 

Die Einrichtungsbeihilfe wird aufgrund von Unterlagen gezahlt, aus denen hervor­
geht, daß der Beamte ... am Ort der dienstlichen Verwendung Wohnung genom­
men hat. 

et 

13 Das Gericht hat ausgeführt, nach Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1 des Anhangs 
VII des Statuts habe der Beamte nur dann Anspruch auf die Einrichtungsbeihilfe, 
wenn er eine der beiden folgenden alternativen Voraussetzungen erfülle: Er müsse 
entweder die Voraussetzungen für die Zahlung der Auslandszulage erfüllen oder 
nachweisen, daß er in Erfüllung der Verpflichtungen nach Artikel 20 des Statuts 
seinen Wohnsitz habe wechseln müssen (Randnr. 58 des angefochtenen Urteils). 

1 4 Das Gericht hat zunächst daran erinnert, daß die Einrichtungsbeihilfe nach stän­
diger Rechtsprechung insbesondere dem Ausgleich der Aufwendungen diene, die 
einem Beamten aus seiner ordnungsgemäßen Ernennung auf Lebenszeit entstün­
den; er wechsle aus einer unsicheren in eine endgültige Stellung und müsse daher 
Vorkehrungen dafür treffen, ständig für eine unbestimmte, aber doch nicht ganz 
unerhebliche Zeit an seinem Dienstort zu wohnen und sich dort zu integrieren 
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(Urteil vom 9. November 1978 in der Rechtssache 140/77, Verhaaf/Kommission, 
Slg. 1978, 2117, Randnr. 18). Da die Klägerin die Auslandszulage erhalten habe, 
ergebe sich bereits aus dem Wortlaut des Artikels 5 Absatz 1 des Anhangs VII des 
Statuts, daß sie Anspruch auf die Einrichtungsbeihilfe habe (Randnrn. 61, 63 und 
64 des angefochtenen Urteils). 

15 Das Gericht ist dem Vorbringen der Kommission, der Beamte müsse für einen sol­
chen Anspruch zusätzlich noch nachweisen, daß er seinen Wohnsitz habe wechseln 
müssen, nicht gefolgt, da dies zur Folge habe, daß die vom Gemeinschafts­
gesetzgeber in Artikel 5 Absatz 1 vorgesehene Alternative auf einen einzigen Fall 
reduziert würde (Randnr. 61 des angefochtenen Urteils). 

1 6 Ferner hat das Gericht das Vorbringen der Kommission, die Klägerin müsse, um 
die Einrichtungsbeihilfe zu erhalten, außerdem nachweisen, daß „tatsächlich" 
Kosten entstanden seien, mit dem Hinweis zurückgewiesen, daß die nach Artikel 5 
Absatz 1 des Anhangs VII des Statuts vorgesehene Leistung Pauschalcharakter 
habe und daß der Beamte, wenn feststehe, daß er an seinem Dienstort Wohnung 
genommen habe, nicht nachzuweisen brauche, daß tatsächlich Aufwendungen ent­
standen seien (Randnr. 62 des angefochtenen Urteils). 

Das Rechtsmittel 

17 Die Kommission macht in ihrer Rechtmittelschrift geltend, das Gericht habe Arti­
kel 5 Absatz 1 des Anhangs VII des Statuts in bezug auf die Voraussetzungen für 
die Gewährung der Einrichtungsbeihilfe rechtsfehlerhaft ausgelegt. 

18 Sie bezieht sich insoweit zum einen auf den Kontext des Artikels 5 Absatz 1 und 
macht geltend, der Beamte habe nach Artikel 71 des Statuts, der auf Anhang VII 
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des Statuts verweise, „Anspruch auf Erstattung der Kosten, die ihm beim Dienst­
antritt ... entstanden sind". Außerdem umfasse Abschnitt 3 des Anhangs VII des 
Statuts, der die Überschrift „Kostenerstattung" trage, auch die Einrichtungs­
beihilfe. Daraus folge, daß diese Beihilfe ebenso wie die anderen Leistungen dieses 
Abschnitts 3 zur Deckung von Aufwendungen diene, die tatsächlich entstanden 
seien oder entstehen könnten. Nur diese Auslegung sei mit dem Verbot der unge­
rechtfertigten Bereicherung und dem Gebot der ordnungsgemäßen Verwaltung 
öffentlicher Mittel vereinbar. 

19 Zum anderen werde diese Auslegung auch durch den Sinn und Zweck der Ein­
richtungsbeihilfe bestätigt. Nach der Rechtsprechung bezwecke diese Beihilfe, 
„den Beamten in die Lage zu versetzen, die ... Aufwendungen zu erbringen, die 
seine auf unbestimmte, aber doch nicht ganz unerhebliche Dauer vorgesehene Ein­
gliederung in eine neue Umgebung notwendigerweise mit sich bringt" (Urteil 
Verhaaf/Kommission). Die Klägerin habe aber in Brüssel bereits fast drei Jahre vor 
ihrer Ernennung zur Beamtin auf Probe Wohnung genommen und sei also an 
ihrem Dienstort bereits eingliedert. 

Würdigung durch den Gerichtshof 

20 Wie der Generalanwalt in Nummer 13 seiner Schlußanträge zutreffend ausgeführt 
hat, geht aus dem Wortlaut von Artikel 5 Absatz 1 des Anhangs VII des Statuts 
klar hervor, daß die Einrichtungsbeihilfe einem Lebenszeitbeamten zusteht, der die 
Voraussetzungen für die Zahlung der Auslandszulage erfüllt. 

21 Daher steht die Einrichtungsbeihilfe, die Pauschalcharakter hat und unteilbar ist, 
einem Beamten bei seiner Ernennung auf Lebenszeit automatisch zu, wenn er 
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Anspruch auf die Auslandszulage hat und feststeht, daß er an seinem Dienstort 
Wohnung genommen hat; er braucht insoweit nicht nachzuweisen, daß tatsächlich 
Aufwendungen entstanden sind. Dies geht auch zweifelsfrei aus Artikel 5 Absatz 3 
Unterabsatz 2 des Anhangs VII des Statuts hervor. 

22 Diese Auslegung wird du rch den Zweck der Einrichtungsbeihilfe bestätigt, die die 
Aufwendungen ausgleichen soll, die der Übe rgang von einer unsicheren Stellung, 
normalerweise der eines Probebeamten , zur gesicherten Stellung eines Lebenszei t ­
beamten, die zu r Eingl iederung am Diens to r t auf unbes t immte , aber doch nicht 
ganz unerhebl iche Daue r zwingt , für den Betreffenden zwangsläufig mi t sich 
bringt . Eine solche Beihilfe wird unabhängig von der Tatsache geschuldet, daß der 
Lebenszei tbeamte meist weiter am selben O r t wie vorher w o h n t . A u s diesem 
G r u n d endet auch die etwaige Zahlung eines Tagegelds, mit dem die Nachte i le , die 
sich aus der unsicheren Stellung eines P robebeamten ergeben, ausgeglichen werden 
sollen, w e n n der Betreffende z u m Beamten auf Lebenszeit e rnannt wi rd u n d die 
Einrichtungsbeihilfe erhält. 

23 Aus alledem ergibt sich, daß das Gericht der Klägerin zu Recht einen Anspruch 
auf die Einrichtungsbeihilfe zuerkannt hat. Das Rechtsmittel ist daher zurückzu­
weisen. 

Kosten 

24 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung, der gemäß Artikel 118 auf das Rechts­
mittelverfahren entsprechende Anwendung findet, ist die unterliegende Partei auf 
Antrag zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Da die Kommission mit ihrem Vor­
bringen unterlegen ist, sind ihr die Kosten aufzuerlegen. 

I - 3287 



URTEIL VOM 28. 5. 1998 — RECHTSSACHE C-62/97 P 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Vierte Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften trägt die Kosten des 
Verfahrens. 

Ragnemalm Kapteyn Ioannou 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 28. Mai 1998. 

Der Kanzler 

R. Grass 

Der Präsident der Vierten Kammer 

H. Ragnemalm 
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